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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 11. 


(Nr. 8119.) Geſetz, betreffend die Abänderung des F. 235. des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865. Vom 9. April 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Um⸗ 
fang Unſerer Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 


In dem Allgemeinen Berggeſetze vom 24. Juni 1865. wird der §. 235., 
wie nachſtehend angegeben, abgeändert: 


$. 235 a. 


Durch einen von einer Mehrheit von wenigſtens drei Viertheilen aller 
Kuxe gefaßten Beſchluß kann, ſoweit nicht vertragsmäßige Verabredungen ent⸗ 
egenſtehen, jede bereits beſtehende Gewerkſchaft ſich denjenigen Beſtimmungen 
des vierten Titels, welche nach $. 227. auf die beſtehenden Bergwerke keine An⸗ 
wendung finden, unterwerfen und insbeſondere die Zahl der Kuxe auf Einhun⸗ 
dert oder Eintauſend mit der Wirkung beſtimmen, daß die neuen Kuxe die 
Eigenſchaft der beweglichen Sachen haben. Pa 

Stehen der vorbezeichneten Eintheilung außergewöhnliche Schwierigkeiten 
entgegen, ſo kann mit Genehmit ung des Miniſters für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten ausnahmsweise eine andere Zahl der Kuxe beſtimmt werden. 


$. 235 b. 
Der Beſchluß der Gewerkſchaft unterliegt der Beſtätigung des Oberberg— 


mts. 
Das Protokoll über die Gewerkenverſammlung, in welcher der Beſchluß 
Phe wird, iſt notariell oder gerichtlich aufzunehmen und in Ausfertigung dem 
erbergamte einzureichen. Wo die Einrichtung des Hypothekenweſens es ge⸗ 
ſtattet, hat die Hypothekenbehörde den Beſchluß auf Grund einer Ausfertigung 
Jahrgang 1873. (Nr. 8119.) 25 des 


Ausgegeben zu Berlin den 1. Mai 1873. 
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des Protokolls im Hypothekenbuche zu vermerken und dem Oberbergamte eine 
beglaubigte Abſchrift des Vermerks mitzutheilen. Die Löſchung des Vermerks 
erſigt auf Antrag des Oberbergamts. 


$. 235 c. 


Wenn auf gewerkſchaftlichen Antheilen Privilegien des Rheiniſchen Rechts 
oder Hypotheken haften, ſo wird der weſentliche Inhalt des Beſchluſſes, insbe— 
ſondere die Zahl der neuen Kuxe durch das Oberbergamt den aus dem Hypo⸗ 
thekenbuche oder aus den Rheiniſchen Hypothekenregiſtern erſichtlichen Berech⸗ 
tigten, inſofern deren ausdrückliches Einverſtändniß mit dem Beſchluſſe nicht bei⸗ 
gebracht iſt, unter Verweiſung auf dieſen und die beiden nachſtehenden Para⸗ 
graphen bekannt gemacht. 

In jedem Falle erfolgt dieſe Bekanntmachung durch das Amtsblatt der 
Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt. 


$. 235 d. 


Die privilegirten Gläubiger des Rheiniſchen Rechts, ſowie die Hypotheken⸗ 
gläubiger können ihre Befriedigung vor der Verfallzeit verlangen, ſoweit dies die 
Natur ihres Anſpruchs geſtattet. 

Dieſes Recht muß binnen drei Monaten nach Ablauf des Tages, an welchem 
die Bekanntmachung zugeſtellt, beziehungsweiſe das die Bekanntmachung ent⸗ 
haltende Amtsblatt ausgegeben worden iſt, durch gerichtliche Klage geltend ge⸗ 
macht und binnen derſelben drei Monate muß dem Oberbergamte die erfolgte 
Klageanſtellung nachgewieſen werden. Der Aue age Anſpruch muß unaus⸗ 
geſetzt gerichtlich weiter verfolgt werden. Die Nichtbeobachtung dieſer Vorſchrif⸗ 
ten zieht den Verluſt des Rechts nach ſich. | 


$. 235 e. 


Sind privilegirte Gläubiger des Rheiniſchen Rechts oder Hypothekengläu⸗ 
biger nicht vorhanden, oder haben dieſelben von dem ihnen beigelegten Se t, 
ihre Befriedigung vor der Verfallzeit zu verlangen, keinen Gebrauch gemacht, 
oder ſind deren Rechte nach den vorſtehenden Ae oder im Wege der 
gütlichen Einigung erledigt, ſo hat das Oberbergamt den Beſchluß zu beſtätigen 
und die erfolgte Leiste durch das Amtsblatt der Regierung, in deren Be⸗ 
zirk das Bergwerk liegt, bekannt zu machen. 


K. 235 f. 


Privilegirte Gläubiger des Rheiniſchen Rechts, ſowie Fopotiefengläubiget, 
deren Privilegium oder Realrecht erſt nach dem Tage der Ausgabe des die Be⸗ 
kanntmachung des Beſchluſſes enthaltenden Amtsblattes, beziehungsweiſe nach der 
Eintragung des Vermerkes über den Beſchluß im pech ae entſtanden iſt, 
ſind den rechtlichen Folgen des Beſchluſſes ohne Weiteres unterworfen. 

g $. 235 g. 
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§. 235 g. 


Bleiben bei der neuen Eintheilung überſchießende Kuxtheile 185 ſo erfolgt 
nach geſchehener N zu ganzen Kupen auf Grund des beſtätigten 
Beſchluſſes die nothwendige haſtation derſelben auf Antrag des Repräſen⸗ 
tanten oder Grubenvorſtandes durch den zuſtändigen Richter, inſofern nicht die 
an den überſchießenden Kuptheilen betheiligten Gewerken über die anderweitige 
Zuſammenlegung dieſer Kuxtheile ein Uebereinkommen getroffen und der Gewerk⸗ 
chaft vorgelegt haben. it der Subhaſtation erlöſchen alle Privilegien des 
Kacheln 75 Realrechte und Hypotheken, welche auf den überſchießenden 

theilen haften. f 

Die Bin der Subhaſtation fallen der Gewerkſchaft zur Laſt. 


Artikel II. 


Die in den bisherigen Geſetzen geſchehene Hinweiſung auf den F. 235. des 
Allgemeinen Berggeſetzes bezieht ſich fortan auf den Paragraphen in feiner vor⸗ 
ſtehend abgeänderten Geſtalt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. April 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kamecke. 


(Nr. 8119-8120) (Nr. 8120.) 
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(Nr. 8120.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. April 1873., betreffend die anderweite Beſtim · 
mung des Sißes für das für den Regierungsbezirk Kaſſel einzurichtende 
Konſiſtorium. 5 


Yu Ihren Bericht vom 23. d. Mts. will Ich hierdurch unter Abänderung 
Meines Erlaſſes vom 13. Juni 1868. (Geſetz⸗Samml. für 1868. S. wi ge⸗ 
nehmigen, daß das in Gemäßheit deſſelben für den Regierungsbezirk Kaſſel ein⸗ 
zurichtende Konſiſtorium feinen Sitz in Kaſſel erhalte. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
ee und haben Sie wegen Ausführung deſſelben das Erforderliche anzu⸗ 
ordnen. 

Berlin, den 24. April 1873. 


Wilhelm. 


Falk. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz⸗Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Statut der Genoſſenſchaft für die Melioration der Grundſtücke des 
Bielower Bruches, Kreis Koſten, vom 24. Februar 1873. durch das 
Amtsblatt der 10 75 zu Poſen Nr. 15. S. 121. bis 123., 
ausgegeben den 10. April 1873.) 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 10. März 1873. wegen Ausgabe auf 
jeden Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Brieg zum Betrage 
von 400,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königl. l zu 
Breslau Nr. 17. S. 101. bis 103., ausgegeben den 25. April 1873. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


